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Vorerst darf ich den deutschen Kollegen meine Anerkennung  und meinen Dank dafür ausdrücken, dass Sie bei den letzten ungarischen Kodifikationsarbeiten eine wesentliche Hilfe geleistet haben, und daneben auch ein nicht abnehmendes Interesse für Ungarn zeigen. 


Ich gehe davon aus, dass der richtige Gegenstand unserer Besprechung die Frage ist, wie Ungarn als neuer Mitgliedstaat der EU an der Ebene des Justizsystem und der Rechtsprechung in diesen ersten wichtigen Jahren ihren Pflichten nachgekommen ist. Können wir einen lückenlosen Rechtschutz gewähren? Sind wir genug effektiv im europäischen Sinne? Was für eine Position ist den Bürgern zugesichert? Sind unsere Verfahrensgrundsätze geeignet? Wenn wir solche Fragen beantworten möchten, sollten wir wissen, ob in diesen Feldern ein europäisches Standard festgestellt wurde. Ich meine, dass die Standards – zwar nicht ausdrüklich  - aber eindeutig erkennbar sind. Nicht nur in Urteilen von Strasbourg und Luxemburg, aber auch in der Rechtsprechung von den älteren Mitgliedstaaten. Können wir diese Erfahrungen in unseren nationalen Rahmen eigentlich interpretieren? Meine überraschendste Erkenntnis war in den  90-en, dass in den Sachen des Verwaltungsgerichts in Koblenz und des Bezirksgerichtes von Budapest sehr ähnliche juristische Probleme auffallen. Darum hat es ein Sinn solche Meinungaustausche zu organisieren.

Einleitung


Gestatten Sie mir, dass ich jetzt zu konkreten Fragen komme, und davon rede, was in den letzten Jahren in Ungarn geschafft wurde. 

In Ungarn gibt es keine selbständige Verwaltungsgerichtsbarkeit, allerdings gibt es Richter, die am Komitatsgerichten zuständig für die Verwaltungssachen ernannt sind.

Ungarn hat als Reaktion auf einen ungünstigen Länderbericht der Europäischen Kommission aus dem Jahre 1997 ein Justizreform eingeleitet. Im Rahmen dieser Reform wurde die Justiz von der Regierung, vom Justizministerium völlig getrennt, und als führendes Organ der Landesjustizrat aufgestellt. In das Landesjustizrat werden von allen Richter des Landes neun Richter gewählt, daneben sind Justizminister, Oberster Staatsanwalt, zwei Mitglieder von Parlamentausschüsse sind gleichberechtigte Mitglieder des Rates. Fünf Berufungsgerichte wurden errichtet, wobei ausschliesslich der Budapester Tafelgericht die Berufungen in Verwaltungsgerichtsverfahren erledigt. Paralell damit haben die Komitatgerichte, und das Hauptstadtsgericht das erstinstanzliche Kompetenz von den Stadtgerichten übernommen. Selbst die Verwaltungsrichter wollten keinen weiteren Schritt zu den selbstständigen Verwaltungsgerichten, weil die Unabhängigkeit des Landesjustizrat auch für Verwaltungsrichter ein grosses Wert hatte.


Im Jahre 2003. hatte das Justizministerium unternommen die Neukodifikation des Verwaltungsgerichtprozesses in Ungarn vollzubringen. Über die wesentlichen strittigen Punkten wurde eine Konzeption erarbeitet, die die folgenden Fragen stellte:

a) Organisation der Verwaltungsgerichtsbarkeit – fünf regionale Kollegien oder ausschliessliche Zuständigkeit am Sitz der Tafelgerichte? 

b) Selbständiges Verfahrensgesetz oder Abschnitt der Zivilprozessordnung?

c) Allgemeine Grundrechtschutz- Klausel gegen die Kompetenz-beschränkung auf dem Verwaltungsentscheidung in der Sache selbst. 

d) Welche Richter sollen in Streitigkeiten über Verwaltungsverträge entscheiden?

e) Erschaffung der Kollegialgerichtsbarkeit in erster Instanz

f) Beschränkung der Klageänderung

g) Einleitung des Musterprozesses

h) Beweisführung – auf Antrag oder vom Amts wegen

i) Änderungsbefugnis des Gerichts

Im nächsten Teil des Vortrages möchte ich darüber sprechen, wie diese Fragen durch den ungarischen Gesetzgeber beantwortet wurden:

Organisation der Verwaltungsgerichtsbarkeit – fünf regionale Kollegien oder ausschliessliche Zuständigkeit am Sitz der Tafelgerichte?

Zuerst möchte ich den historischen Hintergrund der Änderung der Gerichtsorganisation erläutern.

Die Traditionen der ungarischen Verwaltungsgerichtsbarkeit reichen in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts zurück. (Das Finanzgericht war mit dem Obersten Gericht auf gleichgestelltem Rang von 1883, es gab das Königliches Verwaltungsgericht seit 1896.) Diese Gerichte waren erste-und zugleich oberste Instanz zugleich.

Die politischen Veränderungen hatten 1949 die Auflösung dieser Gerichte zur Folge. Von 1957 gab es eine gerichtliche Überprüfung vor den Stadtgerichten nur im engen Rahmen.

Nach dem Systemwandel hat die Verfassungsänderung deklariert, dass „die Gerichte die Gesetzmässigkeit der Verwaltungbeschlüsse kontrollieren“. Das Verfassungsgericht stellte in seinem Beschluss Nr. 32/1990. (XII.22.) fest, dass die gerichtliche Überprüfung von Verwaltungsbeschlüssen durch kein Gesetz geregelt wird (dies bedeutete, dass es eine sich in einem Versäumnis ausdrückende Verfassungswidrigkeit gab). In seiner Begründung betonte das Verfassungsgericht, dass Artikel 50 Abs. 2. der Verfassung das Recht des Gerichts in Bezug auf die Kontrolle der Gesetzlichkeit der Verwaltungsbeschlüsse allgemein formuliert.

Das Parlament erliess zur Beseitigung der verfassungswidrigen Situation das Gesetz Nr. XXVI. von 1991. über die Ausweitung der gerichtlichen Überprüfung von Verwaltungsbeschlüssen.

Im vergangenen Jahrzehnt hat die Verwaltungsgerichtsbarkeit in Ungarn ihre eigene Stelle gefunden. Am Anfang folgten die Instanzen der Zivilgerichtsbarkeit, das bedeutete, dass gegen die Entscheidung der Stadtgericht eine Berufung zum Komitatsgericht erlaubt war, und die zweitinstanzliche Entscheidungen mit Revisionsantrag angefochten werden konnten. So wurde aber die Vollstreckung der Verwaltungsbeschlüsse wegen der langen Prozesslaufzeit erheblich erschwert. Deshalb wurde die Berufungsmöglichkeit –von einigen Ausnahmen abgesehen- abgeschafft. Gegen das Gerichtsurteil ist jetzt nur dann eine Berufung zulässig, wenn der Verwaltungsprozess gegen einen solchen Beschluss angestregt wurde, der vom Verwaltungsorgan in einem einstufigen Verfahren gefasst wurde, und der Verwaltungsbeschluss durch das Gericht geändert werden kann (zB.: Vergabe-, Wettbewerbs-, Medienrecht).

An der Ebene der Strukturen war die neueste Kodifikation leider ergebnislos. Weder eine regionale Instanz, noch fachliche regionale Kollegien wurden errichtet. Die Idee der Aufstellung einer regionalen Instanz war zum scheitern verurteilt, weil die hochqualifizierten Verwaltungsrichter allzu wenig Bereitschaft für den Umzug zum regionalen Sitz gezeigt haben, und der Richterstand wollte auch nicht einen Drittel der insgesamt 120 Verwaltungsrichter verlieren. Der Gesetzgeber billigte keiner der Vorstellungen, weil der es für unangemessen hielt, wenn die Verwaltungsgerichtsbarkeit ein solche konzentrierte Zuständigkeit hätte. 

Selbständiges Verfahrensgesetz oder Abschnitt der Zivilprozessordnung?

Es wurde kein selbständiges „VWGO“ erlassen, die Kodifikation ist bei einem (den XX.-en) Kapital der Zivilprozessordnung geblieben, mit der Begründung, dass eine gemeinsame Organisation mit Zivilrichter einer einheitlichen Prozessordnung bedarf. Damit wurde aber sehr schwierig die Differenzen in den Einzelheiten zu behandeln. Das typische Beispiel ist die Frage der Beweisführung, worüber aber ich noch ausführlicher reden werde. 
Allgemeine Grundrechtschutz- Klausel gegen die Kompetenz- Beschränkung auf die Verwaltungsentscheidung in der Sache selbst

Die Ausgangssituation war es, dass es laut alter Regelung nur die Verwaltungsentscheidung in der Sache selbst vor Gericht anfechtbar war, obwohl ja auch Prozessbeschlüsse grundrechtswidrig sein konnten. Darum hat der Kodifikator in Erwägung gezogen der bisherigen Regelung eine Grundrechtsklausel zuzufügen. Inzwischen ist aber das neue Gesetz über das Verwaltungsverfahren (Ket.) erlassen worden, wodurch sich die Einfügung der Klausel erübrigt hat Das neue Gesetz ermöglicht, auch die wichtigsten Prozessbeschlüsse (zB.: Aussetzung, Einstellung, usw.) vor Gericht anzufechten.

Welche Richter sollen in Streitigkeiten über Verwaltungsverträge entscheiden?

Die Debatte wurde für die Verwaltungsrichter entschieden, also die Streitigkeiten über Verwaltungsverträge werden nicht vor den Zivilrichtern, sondern vor den Verwaltungsrichtern beigelegt. 

Erschaffung der Kollegialgerichtsbarkeit in erster Instanz

Meiner Meinung nach ist dies das wichtigste Reformergebnis.

Der Einzelrichter kann die Sache unter Berücksichtigung der Komplexität, oder der Schwierigkeit des Falles an eine aus drei hauptamtlichen Richtern bestehende Kammer verweisen. Der Einzelrichter hat also ein freies Ermessenskompetenz in der Frage, ob er die Sache allein, oder in einem Kammer erledigen will. 

Beschränkung der Klageänderung

Da das Modell des Prozesses zivilrechtlich geprägt ist, haben sich früher die Prozesse oft in die Länge gezogen, weil die Parteien andauernd ihre Klagen geändert haben. Die Gesetzesänderung „befristete“ deshalb die Möglichkeit zur Klageänderung: die Klagen dürfen nur bis zum Ende der ersten mündlichen Verhandlung verändert werden.

Es gibt auch Verwaltungsbeschlüsse, die mehrere eigenständige Bestimmungen haben. Wenn der Kläger einige davon bis zum Ablauf der 30 Tägigen Frist zur Klageerhebung nicht anfecht, kann er es später nicht mehr durch eine Klageerweiterung nachholen. 

Einleitung des Musterprozesses

Höchster Sinn des Musterprozesses schien zu sein, dass der Oberste Gerichtshof eines aus mehreren Fällen mit dem gleichen Tatbestand richtungsweisend entscheiden kann.

Der ungarische Gesetzgeber hat für Verwaltungssachen als Modell ein einstufiges Verfahren vorgesehen, und deshalb die Institution des „Musterprozesses“ nicht eingeführt: die Kodifikatoren haben leider keine Lösung für das Problem gefunden, dass die Fälle sofort am ersten Instanz rechtskräftig entschieden werden, und wenn keine Revision eingelegt wird, der Fall tatsächlich nicht vor dem Obersten Gerichtshof kommt.

Beweisführung – auf Antrag oder vom Amts wegen

In Ungarn ist leider heutzutage noch immer nicht anerkannt, dass die Waffengleichheit in Verwaltungsprozess nur dadurch gesichert werden kann, dass der Richter den Mangel an Rechtsbeistand durch eigene Untersuchungsmassnahmen ausgleichen kann.

Es war ein wiklich harter Kampf einen Kompromiss in dieser Frage zu erreichen. Die Beurteilung von diesem Kompromiss ist aber auch meiner Meinung nach nicht unbedingt positiv. Die Verwaltungsrichter haben vorgeschlagen, dass im Interesse der richterlichen Feststellung der notwendigen Tatsachen eine Beweisführung sowohl von Amts wegen als auch auf einen Antrag verordnet werden kann. Nach dem Wortlaut der neuen Regelung kann aber der Richter ohne einen Antrag nur dann eine Beweisführung vornehmen, wenn im gegebenen Falle eine der Nichtigkeitsgründe in Frage kommt.

Sonst kommt die Regel der Beweislast vor, die im Bezug auf den Tatbestand des Verwaltungsbeschlusses beim Beklagten liegt. Das bedeutet, wenn der Beklagte den notwendigen Antrag versäumt, setzt das Gericht den unbegründeten Verwaltungsbeschluss ausser Kraft.

Änderungsbefugnis des Gerichts

In den im Gesetz bestimmten Sachen kann das Gericht den Verwaltungsbeschluss auch ändern. Diese Befugnis ist von keinen gesetzlichen Aspekt eingeschränkt. In der Judikatur zeigt sich die Tendenz, dass das Gericht bei seiner Entscheidungsfindung die inzwischen in den Umständen der Sache eingetretenen Anderungen nicht berücksichtigen kann. Diese Auffassung ist umstritten, es hängt von den konkreten Fällen ab, wie das Gericht vorgeht.

Prinzipiell gilt aber, dass das Gericht den Verwaltungsbeschluss im Hinsicht auf den zivilrechtlichen oder ständigen Charakter des Rechtsverhältnisses aufgrund der inzwischen in den Umständen der Sache eingetretenen Änderungen, der im Prozess erworbenen Beweisen, oder auch aufgrund der in der Zwischenzeit erfolgten Änderungen in den Rechtsnormen abändern kann.

Schlusswort

Statt Schlusswort möchte ich sie auf einen Mangel des ungarischen Gesetzes aufmerksam machen. 

Laut geltendem Recht kann der Kläger in seiner Klageschrift die Aussetzung der Vollstreckung beantragen, worüber das Gericht inerhalb von acht Tagen entscheiden muss. In Verwaltungsprozessen fehlt aber weiterhin die Möglichkeit eine einstweilige Verfügung zu erlassen. 

Ich hoffe, dass die Informationen über dieser Tagung uns helfen, den ungarischen Gesetzgeber darüber zu überzeugen, dass zur Sicherung europäischer Standards im ungarischen Rechtssystem eine weitere Kodifikation unerlässlich ist.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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